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55. Öffentliche Bekanntmachung der Aufforderung des Wahlleiters zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Oberbürgermeisterin oder 
des Oberbürgermeisters, des Rates und der Bezirksvertretungen der 
kreisfreien Stadt Leverkusen am 14. September 2025 

____________________________________________________________________ 
 
Rechtsgrundlagen: 
Auf die Bestimmungen der §§ 7, 12, 15 bis 20 sowie der §§ 46a, b und d des Kom-
munalwahlgesetzes (KWahlG), der §§ 24 bis 31, 70 bis 72, 75a und b sowie 83 der 
Kommunalwahlordnung (KWahlO) sowie des § 65 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) weise ich hin und fordere hiermit zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen und Listenwahlvorschlägen auf. 
 
Wahlbezirkseinteilung: 
Der Wahlausschuss der Stadt Leverkusen hat in der Sitzung am 11. Oktober 2024 
das Gebiet der Stadt Leverkusen in 26 Wahlbezirke eingeteilt. Die Einteilung wurde 
am 30. Oktober 2024 per Aushang im Rathaus öffentlich bekannt gemacht.  
 
Allgemeines: 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeis-
ters, des Rates und der Bezirksvertretungen der Stadt Leverkusen sind spätestens 
bis zum 07. Juli 2025 (69. Tag vor der Wahl), 18.00 Uhr, beim Wahlamt der Stadt 
Leverkusen, Hauptstraße 105, 51373 Leverkusen, einzureichen. Es wird dringend 
empfohlen, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
damit etwaige Mängel, welche die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzei-
tig behoben werden können. 
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Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden. Diese Vordrucke 
werden im Wahlamt der Stadt Leverkusen während der allgemeinen Öffnungszeiten 
bereitgehalten und gemäß Kommunalwahlordnung auf Anforderung bei glaubhaft 
gemachtem Bedarf kostenlos ausgegeben oder in elektronischer Form übersandt. 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlbe-
rechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), 
von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden (§§ 15 und 16 
KWahlG). Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für 
das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet 
sein. 
 
Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet 
hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in einer Versammlung von Wahl-
berechtigten aufstellen lassen. Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutschland wohnen, sind unter den glei-
chen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer 
Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber auf der Reserveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberech-
tigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahl-
berechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlags-
berechtigt. Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, 
wer am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann 
gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erhe-
ben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis 
ist endgültig. Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und 
Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglie-
der, Vertreter oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei 
von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist.  
 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf 
zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die Bestim-
mung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Der Wahlleiter ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er ist Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags (§ 17 
KWahlG).  
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Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufen-
den Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählen Vertretung, in der Vertretung 
des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus 
dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, 
wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat und dass die Namen der 
Vorstandsmitglieder, die Satzung und das Programm auf geeignete Weise veröffent-
licht sind; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Absatz 3 Satz 
Nr. 1 und 2, Absatz 4 des Parteiengesetzes bis zum Zeitpunkt der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß bei der Bundeswahlleiterin eingereicht haben (§ 15 (2) 
KWahlG). Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Ab-
satz 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen 
Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen einge-
reicht werden können, wird das Innenministerium zu gegebener Zeit noch öffentlich 
bekannt geben. 
 
Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk: 
Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, 
bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält 
und keine Wohnung außerhalb des Wahlgebiets hat. Nicht wählbar ist, wer am Wahl-
tag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 
 
Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: Name und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschlä-
ge von Einzelbewerbern können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden; Famili-
ennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; 
bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 des KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei mehreren Vornamen kann eine 
Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel an-
zugeben ist. 
 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindes-
tens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. Der 
Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk müssen, wenn die Partei oder Wählergruppe in 
der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbro-
chen im Rat der Stadt, im Kreistag, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages 
aus dem Land im Bundestag vertreten ist oder wenn es sich um Wahlvorschläge von 
Einzel- und Selbstbewerbern handelt, von mindestens 10 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich nach 
dem Muster der Anlage 14a der KWahlO unterzeichnet sein. Dies gilt auch für Wahl-
vorschläge von Einzelbewerbern, es sei denn, dass sie in der zu wählenden Vertre-
tung einen Sitz aufgrund eines Wahlvorschlages haben, in dem sie als Einzelbewer-
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ber benannt waren und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. Es sind 
amtliche Formblätter zu verwenden.  
 
Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit 
dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberech-
tigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand meh-
rere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahl-
vorschlägen ungültig; leistet ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunter-
schriften für verschiedene Wahlvorschläge mit unterschiedlichem oder gleichem Da-
tum, kommt es für die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch 
die Wahlvorschlagsträger bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung beschei-
nigt; gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift; die gleichzeitige Un-
terzeichnung einer Reserveliste bleibt unberührt, die Unterzeichnung des Wahlvor-
schlags durch den Bewerber ist zulässig. 
 
Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstellung des 
Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. 
Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 
des Wählergruppentransparenzgesetzes zur Rechenschaftslegung verpflichtet sind, 
haben dem Wahlvorschlag nach § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die Bescheini-
gung beizufügen, die ihnen der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 des Wäh-
lergruppentransparenzgesetzes über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte über 
die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur Ein-
reichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentranspa-
renzgesetzes zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch nicht abge-
laufen ist, ist für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklä-
rung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ausreichend, aus der sich ergibt, ob und in wel-
cher Gesamthöhe die Wählergruppe in den vorangegangenen zwölf Monaten Zu-
wendungen erhalten hat, Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Ab-
satz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes sind hierbei anzugeben. Die 
Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der 
Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und 
soll nach dem Muster der Anlage 27 zur KWahlO eingereicht werden. Reicht die 
Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brauchen diese Nach-
weise nur einmal eingebracht zu werden. Im Übrigen verweise ich für das Wahlvor-
schlagsverfahren auf die §§ 15 bis 20 KWahlG und die §§ 24 bis 31 KWahlO. 
 
Wahlvorschläge für eine Reserveliste: 
Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, 
bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält 
und keine Wohnung außerhalb des Wahlgebiets hat. Nicht wählbar ist, wer am Wahl-
tag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. Für die Reserveliste 
können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe antre-
ten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einrei-
chung zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
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Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht wer-
den. Sie muss enthalten: Name der einreichenden Partei oder Wählergruppe; Famili-
ennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwoh-
nung), E-Mail- Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in 
erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 
6 des Gesetzes sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben; bei meh-
reren Vornamen kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber 
auf dem Stimmzettel anzugeben ist. Die Reserveliste soll ferner Namen, Anschrift, 
Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein 
Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber für einen im 
Wahlbezirk oder für einen auf einer Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll 
(§ 16 Absatz 2 KWahlG). Ist dieses der Fall, so muss die Reserveliste ferner enthal-
ten: den Familien- und die Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers; den Wahlbe-
zirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der zu erset-
zende Bewerber aufgestellt ist. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 
der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der 
Stadt, im Kreistag, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land 
im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste von mindestens 100 Wahlberech-
tigten des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich nach dem Muster der Anlage 
14b der KWahlO unterzeichnet sein. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur eine Reserveliste unterzeichnen. Hat jemand mehrere 
Reservelisten unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Reservelisten 
ungültig. Leistet ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunterschriften für ver-
schiedene Reservelisten mit unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für 
die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch die Wahlvor-
schlagsträger bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung bescheinigt. Gültig ist 
die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift. Die gleichzeitige Unterzeichnung 
eines Wahlvorschlags bleibt unberührt. Die Unterzeichnung der Reserveliste durch 
den Bewerber ist zulässig. Reservelisten von Parteien und Wählergruppen dürfen 
erst nach Aufstellung durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes zur 
Rechenschaftslegung verpflichtet sind, haben der Reserveliste nach § 16 Absatz 3 
i.V.m. § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die Bescheinigung beizufügen, die ihnen 
der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 des Wählergruppentransparenzgeset-
zes über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte über die letzten zwei abgeschlos-
senen Rechnungsjahre erteilt hat. Soweit die Frist zur Einreichung des Rechen-
schaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes zum 
Zeitpunkt der Einreichung der Reserveliste noch nicht abgelaufen ist, ist für das letz-
te abgeschlossene Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach § 15a Absatz 2 
KWahlG ausreichend, aus der sich ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe die Wäh-
lergruppe in den vorangegangenen zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat; Zu-
wendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wähler-
gruppentransparenzgesetzes sind hierbei anzugeben. Die Erklärung nach § 15a Ab-
satz 2 KWahlG ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung 
zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster 
der Anlage 27 zur KWahlO eingereicht werden. Reicht die Wählergruppe mehrere 
Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brauchen diese Nachweise nur einmal einge-
bracht zu werden. 
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Wahlvorschläge für die Wahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters: 
Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes ist oder wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union besitzt und eine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland inne-
hat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen ist 
sowie die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitlich demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wählbar ist, wer am Wahl-
tag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. Wahlvorschläge können 
von politischen Parteien im Sinne des Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaft-
lich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzel-
nen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. 
 
Der Wahlvorschlag für das Amt der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeis-
ters soll nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss 
enthalten: Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 
den Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein Kenn-
wort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; Familiennamen, Vorna-
men, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse, 
Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei mehreren Vornamen 
kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimm-
zettel anzugeben ist. 
 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss nach § 15 Absatz 2 Satz 1 
KWahlG von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein; § 46d Absatz 1 Satz 2 KWahlG 
bleibt unberührt. Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen, Anschrift, Telefon-
nummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson hervorgehen. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt, im 
Kreistag, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bun-
destag vertreten oder handelt es sich um Wahlvorschläge von Einzel- und Selbstbe-
werbern, so müssen sie von mindestens 260 Wahlberechtigten nach dem Muster der 
Anlage 14c der KWahlO unterzeichnet sein. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bür-
germeister als Bewerber vorgeschlagen wird. Die Unterstützungsunterschriften sind 
auf amtlichen Formblättern zu erbringen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit 
dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberech-
tigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand meh-
rere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahl-
vorschlägen ungültig. Leistet ein Wahlberechtigter mehrere Unterstützungsunter-
schriften für verschiedene Wahlvorschläge mit unterschiedlichem oder gleichem Da-
tum, kommt es für die Gültigkeit ausschließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch 
die Wahlvorschlagsträger bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung beschei-
nigt. Gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift. Die gleichzeitige 
Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste 
bleibt unberührt. 
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Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste 
bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist 
zulässig. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstel-
lung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 1 des Wählergruppentransparenzgesetzes zur 
Rechenschaftslegung verpflichtet sind, haben dem Wahlvorschlag nach §§ 46b 
i. V. m. § 15a Absatz 1 KWahlG außerdem die Bescheinigung beizufügen, die ihnen 
der Präsident des Landtags nach § 4 Absatz 2 des Wählergruppentransparenzgeset-
zes über die Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte über die letzten zwei abgeschlos-
senen Rechnungsjahre erteilt hat.  
 
Soweit die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Absatz 1 des 
Wählergruppentransparenzgesetzes zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvor-
schlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr 
die Vorlage einer Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ausreichend, aus der sich 
ergibt, ob und in welcher Gesamthöhe die Wählergruppe in den vorangegangenen 
zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat; Zuwendungen eines einzelnen Zuwen-
ders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes sind hierbei 
anzugeben. Die Erklärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG ist von der im Wahlgebiet 
zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu 
unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 27 zur KWahlO eingereicht wer-
den. Reicht die Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so brau-
chen diese Nachweise nur einmal eingebracht zu werden. 
 
Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Es sind jeweils alle Wahlvorschlagsträ-
ger zu benennen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien oder Wähler-
gruppen muss von den für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung zuständi-
gen Leitungen aller beteiligten Parteien oder Wählergruppen unterzeichnet sein und 
soll anschließend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemeinsam eingereicht 
werden. Unterstützungsunterschriften auf amtlichen Formblättern sind beizubringen, 
wenn keiner der Wahlvorschlagsträger die Voraussetzungen des KWahlG erfüllt. Be-
werber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum Bürgermeister oder Landrat in 
mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. Im Übrigen wird auf die Bestimmun-
gen der §§ 46b bis 46e Kommunalwahlgesetz sowie auf die §§ 75a und 75b der 
Kommunalwahlordnung verwiesen. 
 
Wahlvorschläge für die Bezirksvertretungen: 
Listenwahlvorschläge für die Wahl der Bezirksvertretungen können von Parteien und 
Wählergruppen, nicht aber von Einzelbewerberinnen oder Einzelbewerbern einge-
reicht werden und gelten für den jeweiligen Stadtbezirk. Die Zahl der notwendigen 
Unterstützungsunterschriften von Wahlberechtigten aus dem jeweiligen Stadtbezirk 
beträgt: 
 
Stadtbezirk I (35.314 Wahlberechtigte): 36 Unterstützungsunterschriften, 
Stadtbezirk II (46.536 Wahlberechtigte): 47 Unterstützungsunterschriften, 
Stadtbezirk III (45.129 Wahlberechtigte): 46 Unterstützungsunterschriften. 
 
Wahlberechtigt für die Wahl der Bezirksvertretungen eines Stadtbezirks ist, wer in 
diesem Stadtbezirk für die Wahl des Rates wahlberechtigt ist. Wählbar für die Be-
zirksvertretungen sind die Wahlberechtigten, die in diesem Stadtbezirk für die Wahl 
des Rates wahlberechtigt sind, das 18. Lebensjahr vollendet haben sowie - bei Feh-
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len eines entsprechenden Wohnsitzes im Stadtbezirk - die Wahlberechtigten, die in 
einem Kommunalwahlbezirk des Stadtbezirkes als Bewerberin oder Bewerber für die 
Wahl des Rates aufgestellt sind. Muss der Listenwahlvorschlag von Wahlberechtig-
ten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern und 
nach dem Muster den Anlage 14 b KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Form-
blätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Die Unter-
zeichner des Listenwahlvorschlages müssen im entsprechenden Stadtbezirk wahlbe-
rechtigt sein (§ 72 Absatz 3 KWahlO). Die Bescheinigungen des Wahlrechts werden 
kostenfrei von der vorgenannten Dienststelle erteilt. 
 
Leverkusen, 31. März 2025 
Der Wahlleiter 
gez. Lünenbach 
Wahlleiter/Beigeordneter 
____________________________________________________________________ 
 
56. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur Wahl der direkt in das Gre-

mium gemäß § 27 GO NRW zu wählenden Mitglieder der Stadt Leverkusen 
vom 7. April 2025, hier: Wahlordnung Integrationsrat 

____________________________________________________________________ 
 
Aufgrund der §§ 7, 27 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli (GV.NRW S. 666 – 
SGV.NW.2023) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. 
NRW. S. 444) hat der Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sitzung am 07.04.2025 die 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Wahlgebiet 
 
Das Wahlgebiet ist das Gebiet der kreisfreien Stadt Leverkusen. Der Oberbürger-
meister teilt das Wahlgebiet in Stimmbezirke ein. 
 

§ 2 Wahlorgane 
 
Wahlorgane sind 
 
1. der/die Wahlleiter/-in, 
2. der Wahlausschuss, 
3. für jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand, 
4. der Wahlvorstand zur zentralen Auszählung der in den Stimmbezirken abgegebe-

nen Stimmen und 
5. der Briefwahlvorstand. 
 

§ 3 Wahlleiter/-in 
 

Die/der Wahlleiter/-in ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl zuständig, soweit nicht gesetzliche Vorgaben und/oder diese Wahlordnung 
bestimmte Zuständigkeiten anderen Wahlorganen übertragen. 
 

§ 4 Wahlausschuss 
 

(1) Wahlausschuss für die Wahl der direkt in das Integrationsgremium zu wählenden 
Mitglieder ist der Wahlausschuss für die Kommunalwahlen. 
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(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge und 

stellt das Gesamtergebnis der Wahl fest. 
 

§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit 
 

(1) Der Wahlvorstand besteht aus der/dem Wahlvorsteher/-in, der/dem stellvertre-
tenden Wahlvorsteher/-in und drei bis sieben Beisitzer/-innen. Aus dem Kreis der 
Beisitzer/-innen werden ein/eine Schriftführer/-in und ein/eine stellvertretende/-r 
Schriftführer/-in bestellt. 

 
(2) Die/der (Ober-) Bürgermeister/-in beruft die Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem 

Wahlvorstand können neben Wahlberechtigten nach § 6 auch Bürger/-innen an-
gehören. 

 
(3) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 

die Stimme des/der Wahlvorsteher/-in den Ausschlag. 
 
(4) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus. 
 

§ 6 Wahlberechtigung 
 

(1) Wahlberechtigt ist, wer 
a) nicht Deutsche/-r im Sinne des Art. 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist, 
b) eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
c) die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder 

d) die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehörig-
keitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 104), 

 
erworben hat. 
 
(2) Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
a) das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
b) sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
c) mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde ihre Haupt-
wohnung haben. 
 
(3) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahl-

schein hat. 
 

§ 7 Wahlrechtsausschluss 
 

Nicht wahlberechtigt sind Ausländer/-innen 
 
1. die unter die Regelung des § 1 Absatz 2 Nummer 2 oder 3 des Aufenthaltsgeset-

zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.0 Februar 2008 (BGBl. I S. 162) 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 (BGBl 2024 I 
Nr. 332) geändert worden ist, fallen oder 

2. die Asylbewerber/-innen sind. 
 

§ 8 Wählbarkeit 
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(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 6 sowie alle Bürger/-innen der Stadt 

Leverkusen, die 
 a) am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und 
 b) mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwoh-

nung haben. 
 
(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik 

Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt. 

 
§ 9 Wahltag und Wahlzeit 

 
(1) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsgremiums findet am Tag der Kommunal-

wahl statt. 
 
(2) Die Wahlzeit dauert von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
 

§ 10 Wahlvorschläge 
 
(1) Die/der Wahlleiter/-in fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung auf. 
 
(2) Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürger/-innen 

(Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten sowie Bürger/-innen 
(Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann nur 
einen Wahlvorschlag einreichen. 

 
(3) Als Wahlbewerber/-in kann jede/-r Wahlberechtigte sowie jede/-r Bürger/-in der 

Stadt/Gemeinde benannt werden, sofern er/sie seine/ihre Zustimmung schriftlich 
erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 
(4) Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Einzelbewerber/-in können Stellver-

treter/-innen benannt werden. 
 
(5) Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung in 

entsprechender Anwendung des § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung, so dass an die Stelle des/der verhinderten gewählten 
Bewerber/-in der/die für ihn/sie auf der Liste aufgestellte Ersatzbewerber/-in tritt, 
falls ein/-e solche/-r nicht benannt ist bzw. diese/-r auch verhindert ist, der/die 
Listennächste tritt. In Wahlvorschlägen von Einzelbewerber/-innen kann ein/eine 
Stellvertreter/-in benannt werden, welche/-r die/den Bewerber/-in im Falle  
ihrer/seiner Wahl vertreten und im Falle ihres/seines Ausscheidens ersetzen 
kann. 

 
(6) Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag einrei-

chenden Gruppe unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand besitzt sowie die Benen-
nung und Aufstellung der Bewerber/-innen nach demokratischen Grundsätzen 
erfolgt sind. 

 
(7) Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das 

Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung, E-Mail-Adresse 
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oder Postfach des/der Wahlbewerber/-in enthalten. Sofern Stellvertreter/-innen 
benannt werden, so sind diese ebenfalls mit den Angaben nach Satz 1 aufzufüh-
ren. 
 

(8) Jeder Wahlvorschlag muss als “Listenwahlvorschlag“ oder als “Einzelbewerber/-
in“ gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen 
sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name der/des ersten Bewerber/-in an die 
Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 

 
(9) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 

Vertrauensperson bezeichnet sein. 
 
(10) Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die der/die Wahllei-

ter/-in bereithält. 
 
(11) Wahlvorschläge können bis zum 69. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, bei dem/der 

Wahlleiter/-in eingereicht werden. Der Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge und 
legt sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor. 

 
(12) Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 58. Tage vor der Wahl über die 

Zulassung der Wahlvorschläge. Für die Zurückweisung von Wahlvorschlägen 
gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend. 

 
(13) Die zugelassenen Wahlvorschläge werden von dem/der Wahlleiter/-in mit den in 

Abs. 7 genannten Merkmalen bekannt gemacht. Statt des Geburtsdatums ist 
jedoch jeweils nur das Geburtsjahr und statt der vollständigen Anschrift sind der 
Wohnort mit Postleitzahl und die E-Mail-Adresse oder das Postfach der Bewer-
ber/-innen anzugeben. Weist eine/ein Bewerber/-in bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist gegenüber dem/der Wahlleiter/-in nach, dass für sie/ihn im Melde-
register eine Auskunftssperre nach den melderechtlichen Vorschriften eingetra-
gen ist, ist anstelle von Wohnort und E-Mail-Adresse oder Postfach eine Er-
reichbarkeitsanschrift zu verwenden, die sich ebenfalls aus der Angabe einer 
Gemeinde mit Postleitzahl und einer E-Mail-Adresse oder eines Postfachs zu-
sammensetzt. 

 
§ 11 Stimmzettel 

 
(1) Die Einzelbewerber/-innen werden mit Namen und Vornamen in den Stimmzettel 

aufgenommen. Sofern ein/eine Stellvertreter/-in im Wahlvorschlag benannt und 
zugelassen worden ist, wird diese/-r ebenfalls mit Namen und Vornamen in dem 
Stimmzettel aufgenommen. 

 
(2) Die Listenwahlvorschläge werden mit der Bezeichnung des Wahlvorschlages so-

wie mit der Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusätzlich werden Familienname 
und Vorname der ersten fünf auf der Liste genannten Bewerber/-innen aufge-
führt. 

 
(3) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel richtet sich nach der 

Stimmenzahl, die die Parteien, Wählergruppen oder Einzelbewerber/-innen bei 
der letzten Wahl erreicht haben; sonstige Wahlvorschläge schließen sich in al-
phabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien, Wählergruppen und Einzel-
bewerber/-innen an. 
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§ 12 Wählerverzeichnis 
 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis geführt. 
 
(2) In das Wählerverzeichnis werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, bei 

denen am 42. Tag vor der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt 
sind. Von Amts wegen in das Wählerverzeichnis einzutragen sind auch die nach 
dem Stichtag bis zum sechzehnten Tag vor der Wahl zugezogenen und bei der 
Meldebehörde gemeldeten Wahlberechtigten. Die Wahlberechtigten erhalten ei-
ne Wahlbenachrichtigung bis zum 21. Tag vor der Wahl. 

 
(3) Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis mit Familien- und Vornamen, 

Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit und Anschrift aufgeführt. Das Wählerver-
zeichnis wird unter fortlaufender Nummer nach Straßen und Hausnummern al-
phabetisch angelegt. 

 
(4) Die Wahlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung, die sich farblich von 

der Wahlbenachrichtigung für die Kommunalwahl abhebt, bis zum 21. Tag vor 
der Wahl. 

 
(5) Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der 

allgemeinen Öffnungszeiten der Stadt-/Gemeindeverwaltung zur Einsichtnahme 
öffentlich ausgelegt. Zeit und Ort der Bereithaltung zur Einsichtnahme werden öf-
fentlich bekannt gemacht. 

 
(6) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb 

der Einsichtsfrist bei der Stadt-/Gemeindeverwaltung Einspruch einlegen. Über 
den Einspruch entscheidet die/der (Ober-)Bürgermeister/-in. Gegen die Ent-
scheidung der/des (Ober-)Bürgermeister/-in kann binnen drei Tagen nach Zustel-
lung Beschwerde eingelegt werden, über die die Aufsichtsbehörde entscheidet. 
 

(7) Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerverzeichnis eingetragen sind, können 
sich bis zum 12. Tag vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen. 
Sie haben den Nachweis über ihre Wahlberechtigung zu führen. 

 
(8) Die/der (Ober-)Bürgermeister/-in macht spätestens am 24. Tag vor der Wahl öf-

fentlich bekannt, 
 1. den Wahltag, Beginn und Ende der Wahlzeit sowie die Wahlräume, 
 2. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden das Wählerverzeichnis eingese-

hen werden kann, 
 3. dass Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerverzeichnis eingetragen sind, 

sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen las-
sen und den Nachweis über ihre Wahlberechtigung führen müssen, 

 4. wo, in welcher Zeit und welchen Voraussetzungen ein Wahlschein beantragt 
werden kann, 

 5. bis zu welchem Tag vor der Wahl den Wahlberechtigten, die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, spätestens eine Wahlbenachrichtigung zugeht und  
6. wie durch Briefwahl gewählt wird. 

 
§ 13 Durchführung der Wahl 

 
(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis des Stimmbezirks eingetragen ist 

oder einen Wahlschein hat. 
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(2) Jede/Jeder Wähler/-in hat eine Stimme. 
 
(3) Auf Verlangen hat die/der Wähler/-in sich gegenüber dem Wahlvorstand über ih-

re/seine Person auszuweisen. 
 
(4) Bei der Briefwahl hat die/der Wähler/-in der/dem (Ober)Bürgermeister/-in in ei-

nemverschlossenen Wahlbriefumschlag 
a) ihren/seinen Wahlschein, 
b) in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag ihren/seinen 
Stimmzettel so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 
16 Uhr bei ihm eingeht. Auf dem Wahlschein hat die/der Wähler/-in der/dem 
(Ober)Bürgermeister/-in an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel per-
sönlich oder gemäß dem erklärten Willen der/des Wähler/-s/-in gekennzeichnet 
worden ist. 

 
§ 14 Stimmenzählung 

 
(1) Nach dem Ende der Wahlzeit können die Urnen verschiedener Stimmbezirke zu 

einer zentralen Auszählung zusammengeführt werden. Den Urnen sind das je-
weilige Wählerverzeichnis, die jeweilige Niederschrift und die eingenommenen 
Wahlscheine beizulegen. Nach dem Ende der Wahlzeit ist ein für die Auszählung 
gebildeter Wahlvorstand abweichend von dem für die Wahlhandlung gebildeten 
Wahlvorstand für die Stimmzählung zuständig. 

 
(2) Bei der zentralen Auszählung wird zunächst anhand der Wählerverzeichnisse und 

der eingenommenen Wahlscheine die Anzahl der abgegebenen Stimmen festge-
stellt. Diese Zahl wird mit den in den Urnen befindlichen Stimmzetteln verglichen. 
Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jeden Wahlvorschlag 
entfallenden Stimmen ermittelt. 

 
(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der für die Auszählung gebildete 

Wahlvorstand. 
 
(4) Für die Ungültigkeit von Stimmen gilt § 30 des Kommunalwahlgesetzes in der 

jeweils geltenden Fassung. 
 
(5) Über die Auszählung der Stimmen ist eine Niederschrift zu fertigen. 
 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung 
 
(1) Der Wahlausschuss stellt – nach vorangegangener Vorprüfung der Wahlnieder-

schriften auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit durch den/die Wahlleiter/-in 
– unverzüglich nach der Wahl das Wahlergebnis und die Sitzverteilung nach dem 
Quotenverfahren mit prozentualem Restausgleich fest. Er/sie ist dabei an die 
Entscheidung der Wahlvorstände gebunden, jedoch berechtigt, Rechenfehler zu 
berichtigen. Bei gleichen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier 
Stellen nach dem Komma entscheidet das von dem/der Wahlleiter/-in zu ziehen-
de Los. 

 
(2) Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze, als Bewerber/-

innen benannt sind, bleiben diese Sitze unbesetzt. 
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(3) Der/die Wahlleiter/-in gibt die Namen der gewählten Bewerber/-innen öffentlich 

bekannt und benachrichtigt die gewählten Bewerber/-innen durch Zustellung 
über die Feststellung ihrer Wahl. Für den Mandatserwerb, den Mandatsverlust 
(einschließlich Verzicht) und die Ersatzbestimmung gelten die Regelungen des 
Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fassung entsprechend. 

 
§ 16 Wahlprüfung 

 
Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in 
der jeweiligen Fassung entsprechend. 
 

§ 17 Fristen 
 
Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ver-
ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder der Termin auf einen 
Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen oder staatlichen Feiertag fällt. Eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 
 

§ 18 Anzuwendende Vorschriften 
 
Für die Wahl zum Integrationsgremium gelten unbeschadet dieser Wahlordnung die 
Regelungen des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 
 

§ 19 Amtssprache 
 

Die Amtssprache ist deutsch. 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 

Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf die 
Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) hingewiesen. § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW lautet: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes in der je-
weils gültigen Fassung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmun-
gen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungs-

plan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Leverkusen vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.“ 

 
Leverkusen, 10. April 2025 
gez. Richrath 
Oberbürgermeister 


